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Steuergestaltung über Lizenz- bzw. Patentboxen 

Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r  

Im Rahmen des Aktionsplanes der Organisation für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (OECD) zu Gewinnverkürzungen und Gewinnverlage-
rungen (BEPS = Base Erosion an Profit Shifting) sollen sich die Mitgliedstaaten 
bis Ende des Jahres 2015 auf gemeinsame Regelungen gegen Steuergestaltung 
von multinationalen Unternehmen einigen. Auch auf EU-Ebene (EU = Euro-
päische Union) wurden mehrere Vorschläge gemacht, wie aggressive Steuer-
planung eingedämmt werden kann. Ein zentraler Bereich der Steuergestaltung 
liegt bei immateriellen Wirtschaftsgütern, wie Lizenzen. Bei einer sogenannten 
Lizenz- bzw. Patentbox werden Lizenzeinkünfte besonders niedrig besteuert, 
entweder im Rahmen der Bemessungsgrundlage oder des Steuertarifs. Durch 
diese Regelungen kommt es zu Wettbewerbsverzerrungen. Der Druck auf die 
Unternehmen, diese Regelungen aus Konkurrenzgründen zu nutzen, steigt 
ebenso, wie der Druck auf die Staaten, ähnliche Regelungen einzuführen. Trotz 
aller Bekenntnisse der OECD-Staats- und Regierungschefs, Steuergestaltung 
multinationaler Unternehmen jetzt endlich wirksam den Riegel vorschieben zu 
wollen, haben zahlreiche Staaten eine Lizenzbox. Großbritannien führte seine 
„Patent Box“ sogar erst im Frühjahr 2013 ein; Einkünfte aus Lizenzen werden 
hier mit nur 10 Prozent versteuert. 

CDU, CSU und SPD haben in ihrem Koalitionsvertrag angekündigt, sicher-
stellen zu wollen, dass der steuerliche Abzug von Lizenzaufwendungen mit 
einer angemessenen Besteuerung der Lizenzerträge im Empfängerland korres-
pondiert. Im Vorgriff auf diese internationale Regelung würden sie in Deutsch-
land erforderlichenfalls gesetzgeberisch voranschreiten. 
Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 24. April 2014 
übermittelt. 
Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext. 
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1. Welche Staaten weltweit haben nach Kenntnis der Bundesregierung Vor-
zugsbesteuerungsregelungen für Lizenzeinkünfte (Lizenz- bzw. Patentbox), 
wie hoch sind jeweils die Steuersätze und wie hoch der reguläre Steuersatz, 
wie ist die jeweilige Ausgestaltung, und in welchem Jahr wurden die 
Lizenzboxen jeweils eingeführt? 

Nach den Erkenntnissen der Bundesregierung haben folgende Länder eine Patent-
box eingeführt:   

Die Ausgestaltung der einzelnen Vorzugsbesteuerungsregelungen für Lizenz-
einkünfte ist uneinheitlich. Unterschiede zeigen sich insbesondere in Hinblick 
auf den Umfang der qualifizierten Lizenzeinkünfte (selbstgeschaffene oder er-
worbene Patente, Know-How, Warenzeichen, Marken etc., wie auch Wirt-
schaftsgüter, die auf der Grundlage von Patenten/Know-How hergestellt worden 
sind), auf die Einbeziehung von Betriebsausgaben und von historischen For-
schungs- und Entwicklungsaufwendungen. 

2. Welche Länder planen nach Kenntnis der Bundesregierung die Einführung 
einer Lizenzbox, welche Staaten haben eine Lizenzbox wieder abgeschafft, 
und wann? 

Nach Presseberichten plant die Schweizer Eidgenossenschaft für die Bundes-
steuer die Einführung einer Patentbox, sobald die OECD im Rahmen des BEPS-
Projekts über die Aktivitätsanforderungen für Vorzugsbesteuerungsregelungen, 
insbesondere in Hinblick auf Lizenzeinkünfte, entschieden hat. 

Die irische Patentboxregelung wurden im Zusammenhang mit der Finanzmarkt-
krise und den finanziellen Unterstützungsmaßnahmen Irlands durch die Euro-
päische Union im Jahr 2011 aufgehoben. 

Staat Effektiver Steuersatz 
auf Lizenzeinkünfte 

(in Prozent) 

Regulärer Steuersatz 
(in Prozent) 

Jahr der 
Einführung 

Belgien 6,8 34 2007 

Frankreich 15 33,33 2000 

Liechtenstein 2,5 12,5 2011 

Luxemburg 5,72 29,63 2007 

Malta 0 35 2007 

Niederlande 5 25 2007 

Portugal 11,5 23 2014 

Schweiz, Kanton Nidwalden 8,8 20,60 2011 

Spanien 10 30 2008 

Ungarn 9,5 19 2003 

Vereinigtes Königreich 10 24 
(ab 2012: 22) 

2012 

Zypern 0 10 2012 
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3. Wie beurteilt die Bundesregierung die Steuerschädlichkeit von Lizenz-
boxen, und stellen diese eine Maßnahme des unfairen Steuerwettbewerbs 
dar? 

Die Bundesregierung sieht Patentboxen kritisch. Es bestehen Bedenken, dass es 
durch die steigende Zahl an Patentboxregelungen zunehmend zu einem volks-
wirtschaftlich schädlichen Steuerwettbewerb kommt, der das Besteuerungs-
niveau insbesondere für international operierende Unternehmen absenkt. 

4. Welche Gegenmaßnahmen stehen Deutschland zur Verfügung, um den 
Abfluss von Steuersubstrat durch Lizenzboxen in anderen Staaten zu ver-
hindern (bitte nach EU/Europäischer Wirtschaftsraum – EWR – und EU-
Ausland differenzieren)? 

Deutschland setzt hierbei insbesondere auf ein international abgestimmtes Vor-
gehen. Es unterstützt daher aktiv die OECD-BEPS-Initiative um internationaler 
Steuervermeidung entgegen zu wirken. 

Steuertechnisch käme als Gegenmaßnahme neben bereits bestehenden Maß-
nahmen (z. B. Entstrickungsregelungen, Hinzurechnungsbesteuerung unter an-
derem auch die Versagung des Betriebsausgabenabzugs oder z. B. ein Quellen-
steuerabzug für Lizenzzahlungen in das niedrig besteuernde Ausland in Be-
tracht. Bei der Einführung solcher Regelungen sind jedoch die Vorgaben des 
primären und des sekundären EU-Rechts zu beachten bzw. außerhalb der EU die 
Vorgaben der jeweiligen DBA. 

5. Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregierung die Zahlungen von 
Lizenz- und Patentgebühren für die gesamte deutsche Volkswirtschaft ins 
Ausland, wie hoch sind die entsprechenden Zahlungsströme vom Ausland 
nach Deutschland, und wie haben sich diese beiden Zahlungsströme in den 
letzten 15 Jahren entwickelt? 

Zu dieser Frage liegen dem Bundesministerium der Finanzen lediglich die An-
gaben vor, die Unternehmen an die Bundesbank zu melden verpflichtet sind, die 
aber nicht mit dem steuerlichen Lizenzzahlungen in den Doppelbesteuerungsab-
kommen oder der Zins- und Lizenzrichtlinie übereinstimmen müssen. Eine 
Übersicht über die Entwicklung der Lizenzausgaben und -einnahmen für die 
Jahre ab 2001 ist in der beigefügten Anlage 1 enthalten. 

6. In welchem Ausmaß nutzen deutsche Unternehmen nach Kenntnis der 
Bundesregierung Lizenzboxen in anderen Staaten (bitte nach Staaten auf-
schlüsseln)? 

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. 

7. Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregierung die Steuerminderein-
nahmen für den deutschen Fiskus durch die Inanspruchnahme von Lizenz-
boxen in anderen Staaten durch deutsche Unternehmen (bitte nach Staaten, 
mindestens aber nach EU/EWR und außereuropäische Staaten differenzie-
ren)? 

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. 
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 8. Wie beurteilt die Bundesregierung die Gefahr, dass die Unternehmen-
steuern in Deutschland in Zukunft erodieren durch Patentboxregelungen 
in anderen Staaten, und was gedenkt die Bundesregierung dagegen zu tun? 

Die Bundesregierung sieht in Patentboxregelungen die Gefahr von Wett-
bewerbsverzerrung und eine Senkung des Besteuerungsniveaus einiger Unter-
nehmen. Deshalb setzt sich die Bundesregierung in den Arbeitsgruppen der EU 
und der OECD dafür ein, dass insgesamt eine angemessene Besteuerung der 
Interessen gewährleistet wird. 

 9. Welche wissenschaftlichen Analysen sind der Bundesregierung bekannt, 
die sich mit dem Thema Lizenzbox beschäftigen? 

Der Bundesregierung ist u. a. die Veröffentlichung folgender Studien bekannt: 

– Lisa Evers, Helen Miller und Christoph Spengel: Intellectual property box 
regimes: effective tax rates and tax policy considerations, Zentrum für Euro-
päische Wirtschaftsforschung, Discussion Paper 13-070 (September 2013) 

– Tom Karkinsky und Nadine Riedel: Corporate taxation and the choice of 
patent location within multinational firms, Oxford University Centre for 
Business Taxation, Working Paper 09/31 (November 2009) 

Weitere Einzelheiten können dem in Anlage 2 angehängten Dokument entnom-
men werden, das eine Übersicht und Analyse der Europäischen Kommission 
enthält, die in der Arbeitsgruppe Verhaltenskodex am 18. März 2014 vorgestellt 
wurde. 

10. Sieht die Bundesregierung eine besondere Problematik der Patentboxrege-
lungen in der EU bzw. im EWR, auch in Bezug auf die EU-Zins- und 
Lizenzrichtlinie? 

Die Bundesregierung sieht, dass in der EU bzw. im EWR-Raum die EU-Zins- 
und Lizenzrichtlinie insoweit zu beachten ist, als danach lediglich Quellen-
steuererhebungen bei einer Beteiligung von unter 25 Prozent möglich sind. 
Quellensteuererhebungen im Konzern können generell nicht vorgenommen 
werden. 

11. Hat sich die gänzliche Freistellung von Quellensteuern im Rahmen der 
EU-Zins- und Lizenzrichtlinie nach Auffassung der Bundesregierung be-
währt? 

Die Quellensteuerbefreiung der Richtlinie gewährleistet grundsätzlich die Ver-
meidung einer Doppelbesteuerung. Erfolgt keine oder nur eine unzureichende 
Besteuerung von Lizenzzahlungen, wird dieses ursprüngliche Ziel der Richtlinie 
aber nicht erreicht. 

12. Inwiefern setzt sich die Bundesregierung für eine Überarbeitung der EU- 
Zins- und Lizenzrichtlinie ein? 

Die Bundesregierung setzt sich seit Langem für eine Überarbeitung der Zins- 
und Lizenzrichtlinie mit dem Ziel ein, dass die Quellensteuerbefreiung von einer 
Mindestbesteuerung der Lizenzeinkünfte im Ausland abhängig zu machen sei. 
Aufgrund des Einstimmigkeitserfordernisses im Bereich der direkten Steuern 
konnte jedoch bislang keine Einigung mit einem Ergebnis im Sinne der Bundes-
regierung erzielt werden. 
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13. Hielte die Bundesregierung einen Übergang auf ein Anrechnungsverfah-
ren, indem die Quellensteuern im anderen EU-Land angerechnet werden 
müssen, für prinzipiell geeignet, um eine Mindestbesteuerung zu gewähr-
leisten? 

Prinzipiell könnte der Übergang zu einer Quellenbesteuerungsberechtigung mit 
Anrechnungsverfahren eine Möglichkeit sein, um eine Mindestbesteuerung zu 
gewährleisten. In Erwägung zu ziehen wäre die Ermöglichung einer Quellen-
besteuerung durch den Staat, aus dem entsprechende Zahlungen abfließen (mit 
Anrechnung im Empfängerstaat) in Fällen, in denen der Empfängerstaat die Ver-
gütung nicht oder nur in geringem Umfang besteuert. Dem steht in der EU/EWR 
jedoch derzeit die Zins- und Lizenzrichtlinie wie auch das Einstimmigkeits-
erfordernis entgegen. 

14. Hält die Bundesregierung eine Änderung der Zins- und Lizenzrichtlinie, 
die eine Mindestbesteuerung im Empfängerstaat zur Voraussetzung einer 
Quellensteuerbefreiung im Quellenstaat vorsieht, für sinnvoll? 

Ja, es wird aber auf die Antwort zu den Fragen 12 und 13 verwiesen. 

15. Inwiefern verstößt eine Lizenzbox nach Auffassung der Bundesregierung 
gegen EU-Beihilferecht? 

Nach Kenntnis der Bundesregierung werden die Patentboxregelungen in der EU 
von der Generaldirektion „Wettbewerb“ überprüft. Die Ergebnisse dieser Arbei-
ten sind abzuwarten. 

16. Verstoßen Irland, Luxemburg, Belgien und die Niederlande nach Ein-
schätzung der Bundesregierung wegen den von ihnen angebotenen Steuer-
gestaltungsmodellen möglicherweise gegen EU-Wettbewerbsrecht, und 
bis wann rechnet die Bundesregierung mit ersten Ergebnissen der vom 
Wettbewerbskommissar Joaquín Almunia diesbezüglich eingesetzten 
Taskforce? 

Es wird auf die Antwort zu Frage 15 verwiesen. Über den voraussichtlichen 
Abschluss der Arbeiten hat die Bundesregierung keine Kenntnis. 

17. Welche Urteile des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) sind nach Kennt-
nis der Bundesregierung in den vergangenen Jahren zur Anwendung der 
Zins- und Lizenzgebührenrichtlinie ergangen? 

EuGH-Urteile und deren Inhalte werden auf den Internetseiten des Europäischen 
Gerichtshofs unter http://curia.europa.eu und der Europäischen Kommission 
unter http://eurlex.europa.eu veröffentlicht. Soweit ersichtlich, ist in den letzten 
Jahren lediglich ein EuGH-Urteil zur Richtlinie 2003/49/EG des Rates vom 
3. Juni 2003 über eine gemeinsame Steuerregelung für Zahlungen von Zinsen 
und Lizenzgebühren zwischen verbundenen Unternehmen verschiedener Mit-
gliedstaaten (Zins- und Lizenzrichtlinie) ergangen: Urteil vom 21. Juli 2011 in 
der Rechtssache C-397/09 „Scheuten Solar Technology“, ECLI:EU:C:2011:499. 
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18. Aus welchen Gründen hat die Gruppe Verhaltenskodex der EU im Jahr 
2008 beschlossen, die neuen Patentboxregelungen von Belgien, Luxem-
burg und den Niederlanden keiner formalen Prüfung zu unterziehen, und 
hat die Bundesregierung diesen Entschluss befürwortet? 

Die Bundesregierung hat sich im Jahr 2008 in der Gruppe Verhaltenskodex dafür 
eingesetzt, die Patentboxregelungen von Belgien, Luxemburg und den Nieder-
landen einer formalen Prüfung zu unterziehen. Diese Forderung fand keine 
Mehrheit. 

19. Welche Kenntnisse liegen der Bundesregierung zu den Ergebnissen vor, 
zu denen die Europäische Kommission bei der Prüfung der Patentboxrege-
lungen von Großbritannien und Zypern sowie der Erweiterung der Patent-
boxregelungen von Belgien gekommen ist, die auf der letzten Arbeits-
gruppensitzung der Gruppe Verhaltenskodex im Oktober 2013 beschlos-
sen wurde, hat die Gruppe Verhaltenskodex entschieden, ob eine förm-
liche Überprüfung vorgenommen werden soll, wenn ja, zu welchem 
Ergebnis ist sie dabei gekommen, wenn nein, warum nicht, und hat die 
Bundesregierung die Entscheidung befürwortet, von einer Überprüfung 
abzusehen? 

Die Gruppe Verhaltenskodex hat beschlossen, sämtliche Patentboxregelungen 
von EU-Mitgliedstaaten einer Prüfung zu unterziehen. Dies wurde auch vom 
ECOFIN in seiner Sitzung am 10. Dezember 2013 nochmals ausdrücklich ge-
fordert: 

„Hinsichtlich des Verhaltenskodex (Unternehmensbesteuerung) fordert der Rat 
die Gruppe auf, mit Blick auf die Gewährleistung des Grundsatzes der Gleich-
behandlung  bis  Ende 2014 alle in der EU existierenden ,Patent box‘-Rege-
lungen (Steuerermäßigungen auf Patenteinnahmen) – einschließlich derjenigen, 
bei denen bereits eine Bewertung oder Prüfung erfolgt ist – auch vor dem Hinter-
grund der internationalen Entwicklungen, unter anderem der BEPS-Initiative 
der OECD (BEPS – Aushöhlung der Bemessungsgrundlage und Gewinn-
verlagerung), zu bewerten bzw. zu prüfen“. 

20. Wird sich die Bundesregierung dafür einsetzen, dass Lizenzboxen sowohl 
im EU-Verhaltenskodex als auch in der Arbeitsgruppe des OECD-BEPS- 
Projektes „Harmful Tax Competion“ explizit als steuerschädlich definiert 
werden? 

Die Bundesregierung hat sich in beiden Gruppen dafür eingesetzt, dass Patent-
boxen explizit als steuerschädlich eingestuft werden. 

21. Für wie aussichtsreich hält es die Bundesregierung, dass Staaten, die eine 
Lizenzbox haben, diese als Ergebnis des BEPS-Projektes der OECD auf-
geben müssen, und wie schätzt die Bundesregierung die Chancen hierfür 
auf EU-Ebene ein? 

Es wird auf die Antwort zu Frage 20 verwiesen. 



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode – 7 – Drucksache 18/1238
22. Ist ein Mitgliedstaat der OECD verpflichtet, seine steuerlichen Regelun-
gen zu streichen bzw. zu ändern, die die OECD-Gruppe für steuerschäd-
liche Praktiken als steuerschädlich qualifiziert hat, und wie verhält sich 
dies für die Regelungen der EU-Gruppe Verhaltenskodex? 

Ja. Nach den Regelungen beider Gruppen ist ein OECD- bzw. EU-Mitgliedstaat 
verpflichtet, seine steuerlichen Regelungen zu ändern bzw. aufzugeben, wenn 
diese in den Gruppen als steuerschädlich qualifiziert wurden. Es handelt sich 
hier jedoch nicht um eine rechtlich verbindliche Verpflichtung, die eingeklagt 
werden kann, sondern um eine grundsätzliche politische Selbstbindung der 
Regierungen der beteiligten Mitgliedstaaten. 

23. Welche Praktiken sind bisher von der OECD bzw. von der EU als steuer-
schädlich qualifiziert (bitte separat aufführen)? 

Seit Bestehen der beiden Gruppen (1998) sind mehr als 60 steuerliche Rege-
lungen als schädlich qualifiziert worden, die von den betreffenden Staaten oder 
Gebieten entweder aufgegeben oder geändert wurden. Die jeweiligen Entwick-
lungen in der OECD sind aus den OECD-Berichten: Harmful Tax Practices 
2001, 2002, 2003 und 2004 zu ersehen. Eine Auflistung von steuerlichen Rege-
lungen, die von der EU-Arbeitsgruppe Verhaltenskodex als schädlich bewertet 
wurden, finden Sie in Anlage 3. 

24. Welche nationalen Maßnahmen gegen Patentboxen zieht die Bundesregie-
rung in Betracht, wenn es auf internationaler Ebene keine Einigung über 
die Patentboxregelungen geben sollte? 

Die Bundesregierung wartet zunächst den Abschluss der Erörterungen auf inter-
nationaler Ebene ab. 

25. Wie will die Bundesregierung sicherstellen, dass der steuerliche Abzug 
von Lizenzaufwendungen mit einer angemessenen Besteuerung der 
Lizenzerträge im Empfängerland korrespondiert, und welche gesetzgebe-
rische Regelung plant die Bundesregierung hierzu? 

Es wird auf die Antwort zu Frage 24 verwiesen. 

26. Sieht die Bundesregierung in den gewerbesteuerlichen Hinzurechnungen 
von Lizenzgebühren eine Möglichkeit, unilateral, und vor dem Hinter-
grund der EuGH-Rechtsprechung zu den Hinzurechnungen auch ohne 
gegen die Zins- und Lizenzgebührenrichtlinie zu verstoßen, eine Mindest-
besteuerung von Lizenzgebühren in Deutschland sicherzustellen? 

Die Bundesregierung sieht in der gewerbesteuerlichen Hinzurechnung der Auf-
wendungen für die zeitlich befristete Überlassung von Rechten nach § 8 Num-
mer 1 Buchstabe f des Gewerbesteuergesetzes keinen Verstoß gegen die Zins- 
und Lizenzrichtlinie. Sie sieht sich hierbei in Übereinstimmung mit dem EuGH. 



Drucksache 18/1238 – 8 – Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode
27. Sieht die Bundesregierung die Gefahr, dass Deutschland aus Wett-
bewerbsgründen zur Einführung einer Patentbox gezwungen wird, wenn 
es zu keiner kollektiven internationalen Ablehnung dieser Steuerregelun-
gen kommt? 

Die Arbeiten bei der OECD und insbesondere bei der Europäischen Kommission 
in   Hinblick   auf   die  Wettbewerbsfragen  sollten  zunächst  abgewartet  werden. 
Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen. 

28. Inwiefern war das Thema Patentbox Gegenstand der Bund-Länder-Arbeits-
gruppe zum BEPS-Prozess, und zu welchen Ergebnissen ist sie gekommen, 
bzw. wann wird das Thema mit welchem Zeitplan besprochen? 

Das Thema wurde in der Bund-Länder-Arbeitsgruppe besprochen. Die weiteren 
Ergebnisse des BEPS-Projekts der OECD, insbesondere der Generaldirektion 
„Wettbewerb“, sind abzuwarten. 
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